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Betrifft: Stellungnahme des iab austria zur ePrivacy (Dok. 5642/21) 

 
 
Sehr …………………………….. 
 
wir schreiben Ihnen, um Ihnen unsere Beobachtungen zum neuesten ePrivacy-Kompromisstext (Dok. 5642/21) 
mitzuteilen. Der neue Entwurf der portugiesischen Ratspräsidentschaft enthält neben kleineren textlichen 
Verbesserungen nach wie vor schwerwiegende Risiken für die heimische digitale Kommunikationsbranche. Bei 
einer Umsetzung des aktuellen Verhandlungsstandes der ePrivacy Verordnung befürchten wir weitreichende 
Folgen für den österreichischen Medienstandort und zahlreiche heimische Digitalunternehmen. 
 
Wir rufen zu einem weiteren konstruktiven Dialog auf, wobei wir respektvoll unseren Appell wiederholen, auf die 
Komplexität der digitalen Kommunikationsbranche Rücksicht zu nehmen. Neue rechtliche Klarstellungen im 
Text, allen voran die Pflicht zur Anonymisierung von Nutzerdaten bei der Weitergabe an Dritte, lassen die Praxis 
von digitalen Geschäftsmodellen in der Medien- und Vermarkterbranche völlig außer Acht. Die Vorgaben der 
ePrivacy Verordnung in aktueller Fassung schränkt eine sinnvolle Zusammenarbeit zwischen Content-Providern 
und wichtigen Partnern in der Wertschöpfungskette massiv ein und verunmöglicht eine ausreichende 
Finanzierung von diversen Online-Medien und Portalen.   
 
Vor allem im Lichte der extremen Position gegen die Online-Werbebranche, die das Europäische Parlament 
eingenommen hat, ist der aktuelle Verhandlungsstand unzureichend und mit hohen Risiken für den Standort 
verbunden.  
 
Auf folgende Punkte möchten wir als iab austria, im Namen der digitalen Kommunikations- und 
Werbewirtschaft, hinweisen: 
 
Art. 8 (1a) 
Die Klarstellung des im letzten Entwurf (Artikel 8 (g3) und (g4)) noch unklaren Umfanges der Beschränkung von 
der Datenweitergabe an Dritte ist aus mehreren Gründen nicht nachvollziehbar und birgt immense Risiken für 
die heimische digitale Kommunikationsbranche:  
 

• Es ist nicht ersichtlich warum eine Datenweitergabe an Dritte sogar bei „notwendigen Verarbeitungen“ 
und „Verarbeitungen nach Einwilligung des Users“ (Verweis auf Paragraph a bis c) untersagt, bzw. 
beschränkt werden soll. Eine derartige Bestimmung hätte lediglich eine Daseinsberechtigung, wenn 
sie sich auf ein „berechtigtes Interesse “ beziehen würde.  
 

• Eine Anonymisierungspflicht von Daten, die an Dritte weitergegeben werden ist im Vergleich zur 
DSGVO (Art. 5 und 32) überschießend. Es ist nicht nachvollziehbar warum die ePrivacy an dieser Stelle 
strenger ausgestaltet werden sollte als die DSGVO.  

• Eine Datenschutz-Folgeabschätzung (DSFA) sollte nur bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
notwendig sein, wenn die Verarbeitung ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten von natürlichen 
Personen zur Folge hat (siehe Art 35 Abs 1 DSGVO).  Die ePrivacy würde diese Verpflichtung nun auch 
auf nicht personenbezogene Daten erweitern. Weiters ist aus dem formulierten Vorschlag nicht 
eindeutig ersichtlich, dass eine DSFA nur bei einem hohen Risiko für die Rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen vorzunehmen ist. Eine pauschale Verpflichtung ohne Risikoabwägung ist für nicht 
personenbezogene Daten abzulehnen.  
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Erwägungsgrund 20(aaaa)  
Wir bewerten die Streichung von "durch denselben Anbieter" positiv. Die "Gleichwertigkeit" kann jedoch als ein 
zweideutiger Begriff angesehen werden, wohingegen sich ein "ähnliches" oder "alternatives" Angebot 
angesichts der derzeitigen Formulierung der Bestimmung als effektiv erweisen könnte. Zudem bleiben wir bei 
unserem Standpunkt, dass sich die explizite Erlaubnis der Konditionalität (Consent-Tracking-Walls) in der 
Aufnahme der relevanten Rechtssprache direkt in Artikel 8 materialisiert, anstatt lediglich in einem 
Erwägungsgrund. 

 
Erwägungsgrund 20(a) & Artikel 4a (2aa)  
Wir interpretieren die neue Formulierung dahingehend, dass die tatsächliche Entscheidungsfreiheit des Nutzers 
gewahrt bleibt und er praktisch die Möglichkeit hat, die zuvor konfigurierte Softwareeinstellung zu ändern. Die 
Abschwächung der Normierung, dass die Einwilligung eines Users in die Verarbeitung von Daten welche auf 
der Webseite gegeben wurde gegenüber Software-Settings vorrangig „behandelt werden muss“ („must“) hin 
zu „behandelt werden soll“ („should“) birgt neuerlich Rechtsunsicherheiten in der Praxis. Zu begrüßen ist jedoch 
die Aufnahme dieser Vorrangregel in den Rechtstext im Artikel 4a (2aa). 
 
Artikel 6b (1) lit e iii. 
Ein Verbot der Verarbeitung von Metadaten, welche Standortdaten („location data“) enthalten, verunmöglicht 
es Service Providern Profilierungen oder Segmentierungen durchzuführen. Für den Nutzer mehrwertstiftendes 
Targeting wäre damit vielfach nicht mehr möglich. Das birgt in der Praxis Nachteile für Unternehmer und 
Verbraucher.  
 
Erwägungsgrund 21aa 
Als iab austria unterstützen wir vor allem heimische Online-Medien, die sich in erster Linie durch Werbung 
finanzieren, was die Wichtigkeit des Erwägungsgrund 21aa unterstreicht. Eine Verhinderung der 
Werbefinanzierung durch die ePrivacy wäre für zahlreiche Online Medien – und damit für die Medienvielfalt am 
Standort – verehrend. Wir beobachten, dass zahlreiche werbefinanzierte Inhalte und Angebote nicht immer 
unter die Definition von Art. 2(4) der Richtlinie (EU) 2019/790 fallen, weshalb diese Einschränkung kritisch zu 
betrachten ist.  
 
Das iab austria steht Ihnen auch weiterhin als Ansprechpartner und Expertenorganisation der österreichischen 
digitalen Kommunikations- und Werbewirtschaft zur Verfügung. Gerne erläutern wir Ihnen die genannten Punkt 
in einem persönlichen Gespräch, in dem wir auch über weitere Unterstützungsleistungen diskutieren würden.  

Wir ersuchen Sie mit uns gemeinsam für Österreich zu kämpfen und sich für die genannten Punkte in EU 
Gremien stark zu machen! 

 
ÜBER DAS INTERACTIVE ADVERTISING BUREAU  

Das iab austria ist ein Verein, der sich auf die Förderung der digitalen Wirtschaft in Österreich konzentriert. Die 
Organisation agiert im Rahmen eines internationalen Netzwerkes und besteht aus rund 200 Mitgliedern, 
zusammengesetzt aus Unternehmen der digitalen Wirtschaft. Dem iab kommt eine wichtige Rolle zu: der Verein 
agiert in der Praxis als branchenübergreifende Interessensvertretung und Stimme der österreichischen digitalen 
Kommunikations- und Werbewirtschaft. Diese steht in Österreich für einen Umsatz von rund EUR 1 Mrd. 


